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Montag, 25. September 2023

«Wir müssen wie 1848 Mut zeigen»
Lethargie imKanton und überforderte Kommunen: LandammannYvesNoël Balmer setzt sich für Fusionen zu 3 bis 5Gemeinden ein.

Interview: David Scarano

Am26.November stimmt
AppenzellAusserrhoden
überdiekünftigenGemein-
destrukturenab. Siewirdals
wichtigsteAbstimmungseit
derAbschaffungderLands-
gemeindebezeichnet.Teilen
Sie alsLandammanndiese
Einschätzung?
Yves Noël Balmer: Absolut. Die
vergangenen 30 Jahre waren in
AusserrhodenvonVerlustenge-
prägt. Die Landsgemeinde ist
nichtmehr. Das Aus der Kanto-
nalbank ist bis heute ein un-
rühmliches Kapitel in der Ge-
schichte Ausserrhodens. Auch
die «Appenzeller Zeitung» ist
nichtmehr inAppenzellerHän-
den. Wir müssen nun endlich
dieVergangenheit ruhen lassen
und nach vorne schauen. Ein
selbstbewusstes Ausserrhoden
ist fürmicheinKanton, der sein
Schicksal selbst in die Hand
nimmt. Mit der Verkleinerung
desRegierungsrateswurde die-
ser zeitgemäss aufgestellt. Der
Kantonsrat hat mit der Staats-
leitungsreform an Bedeutung
gewonnen. Nun ist es Zeit, bei
den Gemeinden einen Schritt
vorwärts zumachen.

Warumist dieZukunfts-
fähigkeit IhrerMeinung jetzt
nicht gegeben?
Esgibt vieleBereiche,beidenen
die Entwicklung in Ausserrho-
den nicht dort ist, wo sie sein
könnteodermüsste.DieAnsprü-
che der Gesellschaft sind gross,
undsiewerdenzunehmen.Viele
Gemeindenkönnendiesenaber
bereitsheutenichtmehrgerecht
werden. Am augenscheinlichs-
ten ist dies bei der Raumpla-
nung. Wohneigentum ist ge-
fragt, das Bauen auf der grünen
Wiesewird aber immer schwie-
riger. Es gilt nun, bereits Bebau-
tesneuanzufassen.UnsereDör-
ferhättenPotenzial.DieZentren
bestehen aber vor allem aus
einer sanierungsbedürftigen
Bausubstanz. Ich mache in den
wenigstenGemeindenklareVor-
stellungenaus,wiesichdieDorf-
zentrenentwickelnsollen.Denn
eswürdeeinehoheProfessiona-
lität voraussetzen, um Erschei-
nungsbild und zeitgemässes
Bauen zu vereinen.

KürzlichhabenSie imRah-
mender Jubiläumsfeierlich-
keitenderBundesverfassung
denBogenvon 1848zur
AusserrhoderGemeinde-
struktur geschlagen.
Warum?
Die Bundesverfassung ist 175
Jahre alt. Unsere Gemeinde-

struktur ist sogar 100 Jahre äl-
ter.Wir haben inAusserrhoden
also fast 300 Jahre langdie glei-
chen Strukturen. Es scheint so,
als ob ein Denkmal entstanden
ist, das nicht angefasst werden
kann. Wir können aber nicht
Problemeerkennenundnurdie
Faust im Sack machen. Wir
müssen wie 1848 Mut zeigen
und eine Aufbruchsstimmung
auslösen.

WiewollenSiedieAusser-
rhoderBevölkerungdavon
überzeugen?
Esherrscht einegewisseLethar-
gie im Kanton. Der Blick wird
darauf gerichtet, was ver-
schwunden ist. Wir haben aber
die Verantwortung, nach vorne
zu schauen. Dieser muss sich
nichtnurderRegierungsratsrat,
sondern auch das Stimmvolk
stellen. Wir alle müssen uns
selbstkritisch fragen, welches
Ausserrhodenwirdenkommen-
den Generationen hinterlassen
wollen.

DieRegierung setzt sich für
eineReduktionderAnzahl
Gemeindenvon20aufderen
3bis 5 ein.Gegnerbefürch-
tenunter anderem,dassdie
Identität derGemeindenund
Dörfer verlorenginge.
AlsRegierungsrat verstehenwir
diese Ängste. Diese gilt es an-
zusprechen und zu berücksich-
tigen. Ich bin aber überzeugt,
mit einer neuen Gemeinde-
struktur wird die Identität der
Dörfer gar gestärkt. Diesewer-
den zudem von professionelle-
ren Verwaltungen profitieren.
Dann kann esmit denDörfern,

die vor hochkomplexen Her-
ausforderungen stehen, voran-
gehen.

DieGemeindensuchendas
Heil derzeit inKooperation.
Wiekürzlichbekanntwurde,
hat etwaWaldmehrals
dreissigZusammenarbeits-
vereinbarungengeschlos-
sen.WashaltenSiedavon?
Solche Kooperationen sind Sa-
che der Gemeinden. Als Regie-
rungsrat haben wir ein ambiva-
lentesVerhältnisdazu.Wennsie
funktionieren, können sie eine
Lösung sein. Allerdings sind sie
intransparent, und das Volk hat
oft keine Mitsprache. In vielen
Bereichen gibt es gute, aber
auch schlechte Beispiele. Der
Beratungsaufwandderkantona-
lenVerwaltung für dieGemein-
den hat in den vergangenen
Jahren deutlich zugenommen,
weilwir Schwächenkompensie-
renmüssen.Bereits grundlegen-
de Fragen stellen Gemeinden
heute vor Probleme.

DieRegierunghatkürzlich
denAbstimmungskampf
eröffnet. Siewill, dassdas
Stimmvolk sich sachlichüber
dieVorlageorientiert.
KommendieseDebatten
angesichtsderTragweite
undKomplexität der
Entscheidungabernicht
sehroder gar zu spät?
Wir mussten die dritte Lesung
im Kantonsrat abwarten. Die
Diskussion vor den Sommerfe-
rien zu eröffnen, hätte nichts
gebracht. Zudem zeigen ver-
gangene Sachgeschäfte: Erst
wennes konkretwird, beginnen

Stimmberechtigte, sich ernst-
haft dafür zu interessieren.
Wichtig ist, dass nun in den
nächsten Wochen eine gute
Meinungsbildung entsteht.

Hinderlich ist, dassdie
DebatteüberdieGemeinde-
strukturen imSchattendes
AusserrhoderNationalrats-
wahlkampfs steht.Warum
wurdenicht ein späteres
Abstimmungsdatum
gewählt?
Wir dürfen nicht vergessen,
dass die Abstimmung über die
Gemeindestrukturen im Kon-
text mit der Totalrevision der
Kantonsverfassung steht. Mit
einer Verschiebung des Urnen-
gangs wäre der gesamte Zeit-
plandurcheinandergeraten.Die
Totalrevision beansprucht be-
reits jetzt mehr Zeit als an-
genommen.

Auffällig ist,wiepräsentdie
Regierungsratsratsmitglie-
der andenVeranstaltungen
sind.DerGrat zwischen
InformationundBehörden-
propaganda ist schmal.
Die Gesetzeslage ist klar: Als
Regierungsrat dürfen wir kei-
nenAbstimmungskampfbetrei-
ben.Das ist SachederVerbände
und Parteien. Wir stehen aber
fürVeranstaltungenundPodien
bereit. Das ist rechtlich legi-
tim. Zudem haben wir die
Pflicht, dieBevölkerungvorAb-
stimmungen angemessen zu
informieren.

DerAbstimmungskampf
kommt inFahrt.Geäussert
hat sichetwadieGemeinde-

präsidienkonferenz.
Sie zeigt sichkritisch, viele
Fragen seienungeklärt.
AltKantonsrat Stephan
Wüthrichwirft denGemein-
depräsidenten indirekt vor,
Phantomdebattenzu führen.
EingrosserTeil der gestell-
tenFragenwerdeaufGe-
meindeebenebeantwortet,
wasdiePräsidentenwüss-
ten.WashaltenSie vom
VorgehenderGemeinde-
präsidenten?
Ich stimme alt Kantonsrat Ste-
phan Wüthrich zu. Am 26. No-
vember geht es um einen
Grundsatzentscheid. Soll der
Regierungsrat einenAuftrag er-
halten, einenVorschlag für eine
Neustrukturierung zu erarbei-
ten?EntwederdurchdieReduk-
tionderGemeindenoder durch
ein Fusionsgesetz? In einer
nächsten Phase können dann
Details geklärt werden. Dies
ergibt heute ohne Auftrag vom
Volk keinen Sinn. Haben sich
die Stimmberechtigten dafür
entschieden, dann machen wir
uns an die Arbeit. Und am
Endekönnenalle zudenLösun-
gen nochmals Ja oder Nein
sagen. Was spannend ist: Noch
hat kein Gemeindepräsidium
inhaltlich widersprochen, dass
einige Gemeinden den wach-
senden Herausforderungen
nicht mehr gewachsen sind.
DieseDebatten sollenundmüs-
sen wir jetzt führen. Der feh-
lende Widerspruch zeigt, dass
wir als Regierungsrat richtig
liegen.

DieGemeindepräsidenten
anerkennendenHandlungs-

bedarf.Abernurwenige
Gesamtgemeinderäteoder
-präsidentenhaben sich für
dieFusionvonobenaus-
gesprochen. Strebtdie
RegierungeineStruktur-
reformgegendenWillen
derGemeindenan?
Die Gemeindepräsidentinnen
und -präsidenten sind nicht die
Gemeinden.Gemeinderätinnen
und -räte, der Regierungsrat
oderKantonsrätinnenund -räte,
die für den 3- bis 5-Gemeinde-
Vorschlag stimmen, wohnen
beispielsweise auch ineinerGe-
meinde. Die Strukturreform ist
aus dem Volk, also aus einer
Volksinitiative, entstanden.
DassdieGemeindepräsidentin-
nen und -präsidenten nicht
glücklich sind,wennder Souve-
rän über ihnen die Zukunft ent-
scheidet, kann ich nachvoll-
ziehen.AberdieStrukturreform
wird einige Jahre in Anspruch
nehmen, keine Präsidentin und
kein Präsident wird deswe-
genmittelfristig seinen Job ver-
lieren.

DieGemeindepräsidenten
warnendavor, dass aufgrund
derungenügenden Informa-
tioneneinDoppeltesNein
nicht riskiertwerdendarf.
Ist ein solcherAusgang
realistisch?
Wir stehen vor einem grossen
Lupf, daher ist allesmöglich.Ein
doppeltes Nein täte aber weh,
und die Lethargie ginge weiter.
Bei einem Ja zum Eventualan-
trag werden zwar die Gemein-
denamen aus der Verfassung
gestrichen und ein Fusionsge-
setz erarbeitet. Viel passieren
würde aber meiner Meinung
nicht.Mit einemJazu3bis 5Ge-
meindenhabenwirdie einmali-
geChance,dieKarteAusserrho-
den neu zu zeichnen und die
Gemeinden fit zu machen für
die Zukunft.
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Landammann Yves Noël Balmer: «Noch hat kein Gemeindepräsidium inhaltlich widersprochen, dass einige Gemeinden den wachsenden
Herausforderungen nicht mehr gewachsen sind.» Bild: Donato Caspari/CHMedia

Darüber stimmt
Ausserrhoden ab

Am26. November befindet Aus-
serrhoden über die Gemeinde-
strukturreform. Zur Abstimmung
kommen zwei Varianten: Der
Vorschlag des Regierungsrates
will aus 20 Gemeinden 3 bis
5 machen. In einem zweiten
Schritt würde der Regierungsrat
unter Mitwirkung von Behörden
und Bevölkerung das Projekt de-
tailliert planen, der Kantonsrat
würde die gesetzlichen Grund-
lagen erarbeiten, die dann eben-
falls zur Abstimmung gelangen,
und danach könnte umgesetzt
werden. Der Eventualantrag
sieht die Streichung der Ge-
meindenamen aus der Verfas-
sung vor. Die Gemeinden stün-
den in der Verantwortung, et-
waige Fusionen einzuleiten. Der
Kanton würde sie finanziell und
administrativ auf Basis eines Fu-
sionsgesetzes unterstützen.
Werden beide Varianten ange-
nommen, entscheidet die Stich-
frage. Das Stimmvolk kann auch
beide Varianten ablehnen. Infos
unterwww.ar.ch/gemeindestruk-
tur. (dsc)

Mit mir
zum Wir.

«Ich bin die passende
Verbindung.»

CLAUDIA
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